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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 77 Ausgegeben Danzig, den 9. Oktober 1933 
Inhalt: Verordnung zur Abwehr der Einſchleppung des Kartoffelkrebſee es. S. 487 


Verordnung betr, den Handel mit Faxtoffeee nnn 8 S. 488 


200 Verordnung 
zur Abwehr der Einſchleppung des Kartoffelkrebſes. 
Vom 7. Oktober 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 16, 68 und 89 ſowie § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die Einfuhr von Kartoffeln, die mit Kartoffelkrebs (Synchytrium endobioticum) behaftet oder 
des Befalls mit Kartoffelkrebs verdächtig ſind, in das Gebiet der Freien Stadt Danzig iſt ver⸗ 
boten. 
8 2 
Unverdächtige Kartoffeln dürfen nur unter der Bedingung eingeführt werden, daß ſie in unbe⸗ 
nutzten Umſchließungen (Säcken, Körben und dergl.) oder loſe geſchüttet in geſchloſſenen Wagen be⸗ 
fördert werden. 
§ 3 
Jede Kartoffelſendung muß von einem in deutſcher oder in der Sprache des Urſprungslandes aus⸗ 
geſtellten Zeugnis eines Sachverſtändigen des amtlichen Pflanzenſchutzdienſtes des Urſprungslandes 
nach dem anliegenden Muſter begleitet ſein; das Zeugnis iſt nicht länger als 10 Tage, vom Tage der 
Ausſtellung ab, gültig und muß enthalten: 
a) die Erklärung, daß die Sendung von einem Sachverſtändigen des amtlichen Pflanzenſchutz⸗ 
dienſtes unterſucht und frei von Kartoffelkrebs befunden worden; ijt; 
die Beſcheinigung, daß die Sendung aus einem nicht mit Kartoffelkrebs verſeuchten landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb ſtammt und daß innerhalb eines Umkreiſes von 10 km von dem Felde, 
auf dem die Kartoffeln gewachſen ſind, Kartoffelkrebs nicht feſtgeſtellt worden iſt; 
c) bei Packſtücken die Beſcheinigung, daß die für die Sendung verwendeten Umſchließungen (Säcke, 
Körbe und dergl.) unbenutzt find; 
eine Beſchreibung der Sendung, aus der zu erſehen iſt: die Sorte der in der Sendung te 
haltenen Kartoffeln, die Gemeinde, in der die in der Sendung enthaltenen Kartoffeln ge- 
erntet worden ſind, das Gewicht der Sendung, die Art der Verpackung unter Angabe der 
Zahl der Packſtücke, die auf den Packſtücken angebrachten Bezeichnungen oder bei Beförderung 
in Wagen, die Nummer des Wagens, der Name und die Anſchrift des Empfängers, der 
Name und die Anſchrift des Abſenders. 
8 4 
Vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht für die Durchfuhr von Kartoffeln ſowie für Kartoffeln, 
die über den Hafen von Danzig unter Zollüberwachung nach dem Auslande verladen werden. 


85 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 7. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 
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(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 10. 1933.) 
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Muſter 
Arſprungs⸗ und Geſundheitszeugnis für Kartoffeln. 
Der unterzeichnete Sachverſtändige des amtlichen Pflanzenſchutzdienſtes beſcheinigt hiermit: 

1. daß die in der unten beſchriebenen Sendung enthaltenen Kartoffeln von ihm am heutigen 
Tage unterſucht und frei von Kartoffelkrebs (Synchytrium endobioticum) befunden worden 
find; 

2. daß die Kartoffeln aus einem nicht mit Sartoffeltrebs verſeuchtem landwirtſchaftlichen Betrieb 
ſtammen und daß innerhalb eines Umkreiſes von 10 km von dem Felde, auf dem die Kar⸗ 
toffeln gewachſen ſind, Kartoffelkrebs nicht feſtgeſtellt worden iſt; 

3. daß bei Paditiiden die für die Sendung verwendeten Umſchließungen unbenutzt find. 


Beſchreibung der Sendung. 

Waiivinbe in de AR o ets ne 
Art der Verpackung: 
nn net e e RR 
O ne IRRE, 
Name und Anſchrift des Empfänger: 4 
Name und Anſchrift des Abſendern ? % 4 


Unterſchrift des amtl. Sachverſtändigen. 


Ort und Datum 


201 Verordnung 
betr. den Handel mit Kartoffeln. 
Vom 7. Oktober 1933. 

Auf Grund des $ 1 Ziff. 68, 79, 88 und § 2b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 

und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

Wet gewerbsmäßig mit Kartoffeln Handel treiben will, bedarf der Erlaubnis. Der gleichen Er⸗ 
kaubnis bedarf auch det Stellvertreter. 

Dieſe Vorſchtift gilt nicht für Kleinhandelsbettiebe, in denen Kartoffeln nut unmittelbar an den 
Verbraucher abgeſetzt werden, ſowie für den Straßenhandel und den Handel im Umherziehen, ſoweit 
nicht ‚hierfür auf Grund der Gewerbeordnung eine Erlaubnis erforderlich iſt. 

BP eb. § 2 
de Erlaubte kann auf bellt Zelt beſchränkt und von Auflagen abhängig gemacht werden. 


ths $3 
Die Erlaubnis wird auf Antrag erteilt. Sie it zu verſagen, wenn Takſachen die Annahme recht⸗ 
fertigen, daß der Antragſteller die für den Handelsbetrieb erforderliche Sachkenntnis und Zuverläſſig⸗ 
leit nicht beſitzt oder wenn kein voltswirtſchaftliches Bedürfnis beſteht. 


Die Erlaubnis kann entzogen werden, wenn Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des 
nn dartun, tisbefondere wenn er die ihm geitachten Auflagen nicht erfüllt oder den 
W Wirtſcha Wee a Vereinbarungen zuwiderhandelt. 
1 71 [| 


Die Anträge auf Erteilung der etn bts ts 8 tichten: 

a) wenn der Antragſteller feinen Wohnſitz in einem det drei Lärldkreiſe Hat, an den Landrat; 

d) wenn der Anttagſteller un Bezirk der ftaatlichen Poltzeivetwaltung Danzig wohnt oder 
wenn er ſeinen MWohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht hat, an den er 
prajidenten zu Danzig. 


Die Anträge auf Erteilung der Erlaubn don den deim Inkrafttreten Betotöting de 
dee tes ne e E 
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$5 
3ujtándig zur Entſcheidung über die Anträge auf Erteilung ſowie zur Entziehung der Erlaubnis 
iſt für das ganze Staatsgebiet der Polizeipräſident in Danzig. Die bei den Landräten eingegangenen 
Anträge ſind ihm mit einer Stellungnahme des Landrats zuzuleiten. Gegen die Entſcheidung des Poli⸗ 
zeipräſidenten iſt innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides die Beſchwerde 


an den Senat zuläſſig; die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung des Senats 


iſt endgültig. 
§ 6 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung und die zu ihrer Durchführung 
erlaſſenen Anordnungen des Senats ſowie die Nichterfüllung der Auflagen werden mit Geldſtrafe bis 
zu 3000 G und Gefängnis bis zu 6 Monaten oder einer dieſer Strafen beitraft. 


Neben der Strafe muß auf Einziehung der Gegenſtände, auf die ſich die Handlung bezieht, er⸗ 
kannt werden, auch wenn ſie dem Verurteilten nicht gehören. 


8 7 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 7. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greijer Dr. Hoppenrath 


C und Ctaatsangeigers. — Drad von U. Sdeeth im Dargis. 
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